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Matthias Bansbach* 
Der sektorale Soziale Dialog in der EU.  
Eine empirische Untersuchung der Branchen Agrar und Energie** 
Zu den Bedingungen und Strukturen des “Sozialen Dialogs” europäischer Gewerk-
schaftsverbände und Arbeitgebervereinigungen auf der EU-Branchenebene liegen bislang 
nur wenige empirisch abgesicherte Erkenntnisse vor, obwohl der Entwicklung von Arbeits-
beziehungen auf dieser übergeordneten Ebene gerade aus deutscher Sicht eine zentrale Be-
deutung zukommt. 
Aus der sich auf Experteninterviews stützenden Untersuchung zweier bedeutender EU-
Sektoren (Agrar und Energie) lässt sich ableiten, dass der sektorale Soziale Dialog zwar ein 
wichtiges Kommunikations- und Konsultationsinstrument für die europäischen Sozialpart-
ner und die Kommission darstellt, jedoch keinesfalls als geeigneter Rahmen bzw. “Keimzel-
le” für Kollektivverhandlungen anzusehen ist. So besitzt auch das erste Rahmenabkommen 
in der Geschichte des sektoralen Dialogs, das 1997 im Agrarsektor abgeschlossen wurde, 
weit mehr symbolische denn praktische Bedeutung.  
Ob aber die Ende 1998 vorgenommene Vereinheitlichung der Dialogstrukturen auf 
der europäischen Branchenebene den von der Kommission erwünschten Effekt erzielen und 
langfristig eine Erhöhung der Qualität und Verbindlichkeit sektoraler Sozialdialoge bewir-
ken wird, darf wohl zurecht bezweifelt werden. 
 
The sectoral social dialogue in the EU – insignificant, fragmented and without any 
future? An empirical research in the agricultural and energy sectors 
Until now,  empirical research into the conditions and structures of the ”social dialogue” 
between European trade unions and employers’ associations at European sectoral level has 
been rather scarce. Owing to the ”dual” character of the national IR system, however, the  
development of industrial relations at this supranational level is of great relevance from the 
German perspective. 
An examination of two important European sectors (those of agriculture and energy) based 
on expert interviews, easily leads to the conclusion that, on the one hand, the sectoral social  
dialogue certainly is an outstanding instrument of communication and consultation for both the  
social partners and the Commission. On the other hand, one would not consider it to be a suitable 
frame or ”nucleus” for collective bargaining. Thus the historic first framework agreement,  
concluded in  the agricultural sector in 1997, is more of symbolic than of practical relevance.  
It is doubtful whether the standardisation of dialogue structures at European sectoral level 
in 1998 will really produce the result hoped for by the Commission, i.e. lead it to a higher quality 
and a more binding character of sectoral social dialogues in the long run. 
____________________________________________________________________ 
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1.  Einleitung 
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1.1 Forschungskontext 
Dass die Sozialpolitik nicht zu den Primärzielen der Europäischen Union zählt und 
vorrangig “freizügigkeitsflankierend” ausgerichtet ist (Schmidt 1998: 246), ist ein Ge-
meinplatz. Was ihr relatives Gewicht betrifft, gehen jedoch die Meinungen weit ausein-
ander: Während Streeck bereits definitiv die “Niederlage der sozialen Dimension” 
(Streeck 1998: 377) konstatiert, halten Pierson/Leibfried (1998) und Ross (1998) ein 
solches Urteil für verfrüht und – angesichts des zugrundegelegten Maßstabs (das “deut-
sche Modell” als Bezugspunkt) und erster positiver Ansätze auf europäischer Ebene (wie 
in der Struktur- oder Agrarpolitik) – auch für ungerechtfertigt.1 
An systematischen empirischen Studien zu dieser Thematik mangelt es noch. So 
liegen speziell zu den Bedingungen und Strukturen sozialpartnerschaftlicher Bezie-
hungen auf der europäischen Branchenebene, dem sektoralen Sozialen Dialog euro-
päischer Gewerkschaftsverbände und Arbeitgebervereinigungen, bislang nur wenige 
bzw. nur auf singuläre Sektorentwicklungen bezogene Erkenntnisse vor. Die aktuelle 
Literatur fokussiert derzeit viel zu einseitig auf den Sozialen Dialog der europäischen 
Dachverbände EGB, UNICE und CEEP2 (Falkner 1998, Keller/Sörries 1999b) sowie 
auf die aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit der Einrichtung Europäi-
scher Betriebsräte (Deppe/Hoffmann/Stützel 1997, Lecher et al. 1999). 
Die Vernachlässigung der Branchenebene erstaunt insofern, als dieser in dualen 
Arbeitsbeziehungssystemen – wie sie u.a. in Deutschland oder Österreich gegeben 
sind – eine zentrale Bedeutung zukommt: Auf ihr finden die Konflikt- und Aus-
tauschbeziehungen zwischen den (i.d.R. nach Wirtschaftszweigen organisierten) Ar-
beitgeberverbänden und Gewerkschaften statt; die autonom ausgehandelten überbe-
trieblich-branchenbezogenen Regelungsergebnisse werden dann auf der betrieblichen 
Ebene von Unternehmensleitung und Betriebsrat umgesetzt und konkretisiert (Mül-
ler-Jentsch 1997: 194ff). Um die Existenz der “dualen Systeme” langfristig abzusi-
chern, bedarf es aber der Herausbildung der entsprechenden arbeitsteiligen Strukturen 
auch auf der übergeordneten europäischen Ebene (Keller 1997a: 75). 
1.2 Auswahl der Sektoren, Erkenntnisziel und Vorgehen 
Aus den bisher vorliegenden Sektorstudien (Sörries 1995 und 1999; Miller 1995; 
Wahl 1996; Keller/Henneberger 1997, Sörries/Bansbach 1999)3 ergibt sich noch ein 
unvollständiges, fragmentiertes Bild, was “den” sektoralen Sozialen Dialog betrifft. 
Die deutlichen und mehrere Dimensionen umfassenden Unterschiede zwischen den 
Sektoren erfordern es, weiterhin den mühsamen Weg der Verbreiterung der empiri-
schen Basis zu gehen, um zu einer konsistenten Einschätzung der Arbeitsbeziehungen 
auf der europäischen Branchenebene zu gelangen. 
                                                          
1  Ross und Pierson/Leibfried legen ihrer Analyse ein weiteres Verständnis von “Sozialpolitik” zugrunde als 
Streeck und lehnen zudem den direkten Vergleich mit den jeweiligen nationalen Sozialpolitiken ab. 
2  Europäischer Gewerkschaftsbund – EGB, Union der Industrie- und Arbeitgebervereinigungen Europas – 
UNICE, Europäischer Zentralverband der öffentlichen Wirtschaft – CEEP. 
3  Sörries (1995) untersuchte die Nahrungsmittel- und Bauindustrie, Miller (1995) den Chemie- und Metallsektor, 
Wahl (1996) die Verkehrssektoren Straße, Schiene und Binnenschifffahrt, Keller/Henneberger (1997) den Öf-
fentlichen Sektor, Sörries (1999) und Sörries/Bansbach (1999) den Telekommunikationssektor. 
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Eine Untersuchung der Sektoren Agrar und Energie erscheint in diesem Zu-
sammenhang besonders lohnend. Es handelt sich hierbei um zwei bedeutende Bran-
chen bzw. Politikfelder der EU, deren Sozialdialoge sich zudem explizit in Bezug auf 
ihre Tradition und ihre Qualität unterscheiden: Während aus dem traditionsreichen 
Dialog im Agrarsektor 1997 das erste Rahmenabkommen in der Geschichte des sekt-
oralen Sozialen Dialogs hervorging (Eironline 1997a), bildeten sich im Elektrizi-
tätssektor – auf den wir uns innerhalb des Energiesektors konzentrieren werden – erst 
Mitte der 90er-Jahre langsam sozialpartnerschaftliche Beziehungen heraus, die sich 
bis heute auf dem Niveau gemeinsamer Diskussionsrunden und -papiere bewegen 
(ausführlich in Bansbach 1999). 
Aufbauend auf den Erkenntnissen aus den beiden Sektorstudien und deren Ver-
gleich mit dem Stand der Forschung kann eine aktuelle Einschätzung des arbeits- und 
sozialpolitischen Instruments “sektoraler Sozialer Dialog” vorgenommen werden: 
Erklärtes Ziel dieses Artikels ist es, Funktion(en) und Bedeutung sowie mögliche 
Entwicklungsperspektiven der institutionalisierten sozialpartnerschaftlichen Bezie-
hungen auf der EU-Branchenebene aufzuzeigen. Die Analyse stützt sich dabei auf die 
Ergebnisse leitfadengestützter Experteninterviews, die im Zeitraum von 1997 bis 
1999 mit den Vertretern der relevanten europäischen Gewerkschafts- und Arbeitgeber-
verbände, ihrer deutschen Mitgliedsverbände sowie der Kommission geführt wurden. 
Der erste Teil der Arbeit (Kap. 1-2) dient der Einführung in die Thematik: Der 
Einleitung folgt eine Klärung zentraler Begriffe sowie die Herausarbeitung des recht-
lichen Rahmens europäischer Sozialdialoge. Im zweiten Teil der Arbeit (Kap. 3-4) 
werden dann die empirisch erhobenen Merkmale und Besonderheiten der Sozialen 
Dialoge in den Bereichen Agrar und Energie vorgestellt und diskutiert. In den Kapi-
teln 5 und 6 geht es abschließend darum, eine aktuelle Zwischenbilanz sektoraler So-
zialdialoge zu ziehen sowie einen Ausblick in ihre Zukunft zu geben. 
2.  Institutioneller und rechtlicher Rahmen 
2.1 Der Soziale Dialog: Sozialpartnerschaft auf EU-Ebene 
Sozialpartnerschaft beschreibt – in einer weiter gefassten Definition4 – die Ord-
nungsfunktion von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden in Wirtschaft und Ge-
sellschaft (Genosko 1996: 107); sie lässt sich als eine Art institutionalisierter “Klas-
senkonflikt” verstehen, wobei bestehende Differenzen durch Kooperation und Aus-
gleich bewältigt werden (sollen) (Klose 1983: 124).  
Ein von der Kommission offiziell als europäischer Sozialpartner anerkannter In-
teressenverband genießt einen besonderen Status: Er wird im Vorfeld von Gesetzge-
bungsverfahren angehört, in das Informationsnetzwerk der Kommission eingebunden 
und aus Mitteln der EU finanziell unterstützt. Der Verband muss dabei folgende An-
forderungen erfüllen: 
 “Die Organisationen sollten branchenübergreifend, sektor- oder berufsspezifisch 
sein und über eine Struktur auf europäischer Ebene verfügen, 
                                                          
4  Sozialpartnerschaft im engeren Sinne ist Vertragspartnerschaft. 
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 sie sollten aus Verbänden bestehen, die in ihrem Land integraler und anerkannter 
Bestandteil des Systems der Arbeitsbeziehungen sind, sollten Vereinbarungen 
aushandeln können und so weit wie möglich alle Mitgliedstaaten vertreten, 
 sie sollten über die geeigneten Strukturen verfügen, um effektiv an dem Anhö-
rungsprozess teilnehmen zu können” (Kommission 1993: 13). 
Führen die Sozialpartner auf der zentralen (branchenübergreifenden) oder de-
zentralen (Branchen-) Ebene entweder autonom oder mit Unterstützung der Kommis-
sion einen institutionalisierten Dialog bzw. werden sie von der Kommission zu Fra-
gen der Ausgestaltung europäischer Sozialpolitik angehört und konsultiert, wird dies 
i.A. mit dem Terminus Sozialer Dialog belegt.5 
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Der Begriff “Sozialer Dialog” hatte sich nach dem berühmten Treffen zwischen 
dem damaligen Kommissionspräsidenten Jaques Delors und den Sozialpartnern der 
zentralen Ebene (UNICE, CEEP, EGB) in Val Duchesse (1985) eingebürgert und 
wurde auch für die Arbeitsbeziehungen auf der europäischen Branchenebene ge-
bräuchlich: Hier waren – durch entsprechende, im Amtsblatt veröffentlichte Be-
schlüsse der Kommission – schon sehr früh Paritätische Ausschüsse (PA) eingesetzt 
worden (u.a. in der Landwirtschaft (1963) und im Straßenverkehr (1965)).6  
Nachdem sich jedoch gezeigt hatte, dass die ursprünglich mit den PAs verbun-
dene Zielsetzung “zur Schaffung eines europäischen Systems der Arbeitsbeziehungen 
                                                          
5  Diese an Keller/Sörries (1998a: 77) angelehnte Definition grenzt sich von Interpretationen ab, die beinahe jede 
Art von Kontakten und Aktivitäten von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und “staatlichen” Institutionen, 
auf europäischer wie nationaler Ebene, zum “Sozialen Dialog” erklären (für andere Pitschas et al. 1997). 
6  Weitere PAs gab es in den Bereichen Binnenschiffahrt (1967), Eisenbahnverkehr (1972), Seefischerei (1974), 
Hochseeschifffahrt (1987), Zivilluftfahrt (1990), Telekommunikation (1990) und Postdienste (1994) (Kommissi-
on der Europäischen Gemeinschaften 1996, Anhang II). Zur institutionellen Besonderheit des 1955 eingerichte-
ten Beratenden Ausschusses der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) vgl. Kap. 4.1. 
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beizutragen und Tarifverhandlungen zu begünstigen” (Europäische Kommission 
1996: 28), zu hoch gesteckt war, wurden auch Dialoge gefördert, die “informellerer” 
Art waren. Informelle Arbeitsgruppen (IAG) gab es in weiten Teilen des Dienstleis-
tungssektors, wobei dieser Prozess am weitesten im Bereich von Finanzdienst-
leistungen und Einzelhandel vorangekommen ist (Jacobi 1995: 268).  
Mittlerweile sieht die Kommission die Funktion des Sozialen Dialogs etwas all-
gemeiner in der “Entwicklung eines aktiven Dialogs zwischen Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerschaft, der zu gemeinsamen Zielen und praktischen Verpflichtungen 
führt” (Europäische Kommission 1998b: 2). 
2.2 Der rechtliche Rahmen des Sozialen Dialogs 
Die Bemühungen um einen Ausbau der Sozialpolitik scheiterten bis zur Verab-
schiedung der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) im Jahre 1986 v.a. daran, dass 
alle sozialpolitischen Entscheidungen Einstimmigkeit im Ministerrat erforderten, 
“was den Prozess der politischen Willensbildung weitgehend paralysierte” (Keller 
1997b: 531).7 Nach der Einführung des Prinzips der qualifizierten Mehrheitsentschei-
dung im Rahmen der EEA und seiner Ausweitung durch das Sozialprotokoll des 
Maastrichter Vertrages (1993) sind die sozialpolitischen Kompetenzen der EU heute 
wie folgt abgestuft (Art. 137 EGV): 
 Bei Themen wie Arbeitsschutz, Arbeitsbedingungen, Unterrichtung & Anhörung 
der Arbeitnehmer, Chancengleichheit und Gleichbehandlung beider Geschlechter 
reicht im Rat nunmehr eine qualifizierte Mehrheit aus.  
 Einstimmige Entscheidungen sind nach wie vor erforderlich bei: Soziale Sicher-
heit, sozialer Schutz der Arbeitnehmer, Kündigungsschutz, kollektive Wahrneh-
mung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen, finanzielle Förderung der Be-
schäftigung. 
 Ausdrücklich ausgeschlossen werden Unionskompetenzen in den Bereichen Ar-
beitsentgelt, Koalitionsrecht, Streik- und Aussperrungsrecht. 
Das Maastrichter Sozialprotokoll führte darüber hinaus auch eine neue rechtli-
che Grundlage für den Sozialen Dialog ein, der damit eine formalere und rechtlich 
verbindlichere Gestalt annehmen sollte (s.u.). Zwar war Mitte der 80er-Jahre primär-
rechtlich verankert worden, dass die Kommission die Aufgabe hat “ ... den Dialog 
zwischen den Sozialpartnern auf europäischer Ebene zu entwickeln, der, wenn diese 
es für wünschenswert halten, zu vertraglichen Beziehungen führen kann” (Art. 139 I 
EGV)8. Es ließen sich aus dieser Bestimmung aber noch keine unmittelbaren Rechte 
und Pflichten für die Sozialpartner ableiten (Piazolo 1999: 30). 
Mit dem neuen Verfahren des Maastrichter Sozialabkommens besteht nun erst-
mals ein gesetzlicher Anspruch der Sozialpartner, im Vorfeld sozialpolitischer Regu-
lierungsvorhaben von der Kommission angehört zu werden (Boockmann 1999: 131). 
Neu ist auch, dass die Verbände über den Gegenstand eines solchen Vorschlages 
                                                          
7  So blockierte in den 80er-Jahren v.a. die britische Regierung wiederholt Ratsentscheidungen durch ihr Veto. 
8  Nach der zum 1. Mai 1999 in Kraft getretenen Neunumerierung des EG-Vertrags (ehemals Artikel 118b EGV). 
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selbst Verhandlungen aufnehmen können. Die sozialpolitische Kompetenz der Sozi-
alpartner wird damit explizit anerkannt und in administrative Entscheidungsverfahren 
eingebunden (Sörries 1999: 42). Die Stärkung der Rolle der Sozialpartner ist dabei 
unter dem Gesichtspunkt einer “doppelten Subsidiarität” zu sehen – dem generellen 
Vorrang dezentraler vor zentraler Regulierung (Art. 5 EGV), sowie dem Vorzug von 
kollektivvertraglich vereinbarten vor gesetzlich fixierten Regelungen auf dem Gebiet 
des Arbeits- bzw. Sozialrechts (Art. 138 IV EGV) (Steinmeyer 1997: 50f).  
Das Maastrichter Sozialabkommen wurde durch den Amsterdamer Vertrag mit 
nur marginalen Veränderungen in das Sozialkapitel des EG-Vertrags integriert (Art. 
136-139 EGV). Die rechtlichen Voraussetzungen für Sozialpartnervereinbarungen 
mit bindendem Charakter sind damit grundsätzlich gegeben. Eine andere Frage ist al-
lerdings, inwieweit die Akteure in der Lage bzw. willens sind, diesen erweiterten 
Handlungsrahmen auch zu nutzen. 
Im Bereich der supranationalen Vertretung der Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-
interessen ist die Frage der Ressourcenübertragung und der Allokation der Hand-
lungsrechte ein zentrales Problem: Ob ein europäischer Verbandszusammenschluss 
als korporativer Akteur9 oder aber nur als “loses Forum” unterschiedlicher nationaler 
Verbandsinteressen (Kohler-Koch 1992: 97) einzustufen ist, hängt im Wesentlichen 
davon ab, in welchem Ausmaß ihn seine nationalen Mitgliedsverbände mit finanziel-
len Mitteln und Verhandlungsmandaten ausstatten. Darüber hinaus muss die Siche-
rung der Mitgliederloyalität im existenziellen Interesse jedes Verbandes liegen (Trax-
ler 1999: 69): So muss ein Verband in der Lage sein, die Interessen seiner Mitglieder 
(“Mitgliederlogik”) zu gemeinsamen Zielen zu verdichten sowie diese dann auch in 
Verhandlungen mit externen Stellen (Sozialpartner, Kommission) durchzusetzen 
(“Einflusslogik”). Die Politikfähigkeit eines Verbandes beweist sich schließlich in 
seiner Fähigkeit, die Mitglieder bzw. Mitgliedsorganisationen auf die Verhandlungs-
ergebnisse zu verpflichten (sog. “Kontrollfähigkeit” eines Verbandes). 
                                                          
9  In der “korporativen Form” schaffen individuelle Akteure eine neue Körperschaft, welcher gemäß Organisati-
onsverfassung das Recht (nebst finanziellen Mitteln) übertragen wird, in einem speziellen Bereich und für einen 
limitierten Zeitraum für und im Interesse der Mitglieder zu (ver)handeln (Coleman 1992). 
236   Matthias Bansbach: Der sektorale Soziale Dialog in der EU 
 
Übersicht zur Verfahrensweise des Maastrichter Sozialabkommens (Art. 138, 139 EGV): 
 
Vor dem Unterbreiten von Vor-
schlägen im Bereich der Sozialpo-
litik hat die Kommission die Sozi-
alpartner zur möglichen Ausrich-
tung einer Gemeinschaftsaktion 
anzuhören; hält sie danach eine 
solche weiterhin für zweckmäßig, 
hört sie die Sozialpartner ein zwei-
tes Mal zum Inhalt des in Aussicht 
genommenen Vorschlags an. 
An diesem Punkt können die Sozi-
alpartner der Kommission auch 
mitteilen, dass sie selbst in dieser 
Frage verhandeln wollen (linker 
Pfad); die Verhandlungsdauer ist 
i.d.R. auf 9 Monate begrenzt. 
Kommt es zum Abschluss einer 
Sozialpartnervereinbarung, kann 
diese entweder “nach den jeweili-
gen Verfahren und Gepflogenhei-
ten der Sozialpartner und der Mit-
gliedstaaten” (z.B. Kollektivver-
träge) oder aber auf gemeinsamen 
Antrag der Unterzeichnerparteien 
via Kommissionsvorschlag durch 
einen Ministerratsbeschluss um-
gesetzt werden.10 
Können sich die Sozialpartner 
nicht auf Verhandlungen verstän-
digen oder enden diese ergebnis-
los, steht es der Kommission frei, 
dem Ministerrat einen eigenen 
Entwurf vorzulegen (rechter Pfad). 
 
3. Der Soziale Dialog im Agrarsektor 
3.1 Besonderheiten des Agrarsektors 
                                                          
10  Die Kommission kann die Weiterleitung einer Vereinbarung an den Rat nur dann ablehnen, wenn die Bestim-
mungen der Vereinbarung nicht dem Gemeinschaftsrecht entsprechen oder hinsichtlich des Vertretungsan-
spruchs bzw. Mandats der Vertragsparteien fehlerhaft sind (Piazolo 1999: 134). 
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Die Agrarpolitik ist – gemessen an ihrem Anteil am Haushaltsvolumen (rd. 50%) 
und der gemeinschaftlichen Gesetzgebungstätigkeit (knapp 50%) – immer noch das 
wichtigste Politikfeld der EU. Ihre Ausnahmestellung und Schlüsselrolle bei der Ver-
wirklichung der europäischen Integration verdankt die Landwirtschaft dabei v.a. ihrer 
herausragenden ökonomischen Bedeutung in den 50er/60er-Jahren, die mit einem aus-
geprägten staatlichen Agrarprotektionismus gepaart war. Da eine Zollunion auch we-
gen des großen Entwicklungsgefälles zwischen den Agrarregionen ausschied (Rieger 
1993: 8), wurde mit dem EWG-Vertrag von 1957 ein gemeinsamer Agrarmarkt einge-
richtet und die Grundlagen und Ziele der “Gemeinsamen Agrarpolitik” (GAP) formu-
liert.11 Nach wie vor kennzeichnen ein hoher Vergemeinschaftungsgrad und eine hohe 
Regelungsdichte dieses Politikfeld (Molle 1997: 267).12 
3.2 Die Akteure des Sozialen Dialogs im Agrarsektor 
3.2.1 Die Europäische Föderation der Gewerkschaften des Agrarsektors (EFA) 
1998 gehörten der EFA 40 Mitgliedsorganisationen aus 25 europäischen Ländern 
an; darunter sind seit dem Fall des “Eisernen Vorhangs” auch mehrere osteuropäische 
Gewerkschaften zu finden. Von den 2,2 Mio. abhängig Beschäftigten in der europäi-
schen Landwirtschaft (EUROSTAT 1999) sind allein 1,13 Mio. in den EFA-Verbänden 
organisiert.13 Aus der Tatsache, dass von den 30 Agrargewerkschaften in der EU 29 
Mitglied der Föderation sind, leitet die EFA einen Alleinvertretungsanspruch für alle 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer ab (EFA 1998). Als europäischer Gewerkschafts-
verband ist EFA Mitglied des Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB) und ein von 
der Kommission anerkannter sektoraler Sozialpartner (Kommission 1998b: 24). 
Das Hauptanliegen der Föderation besteht “in der Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Lohnempfänger in der Landwirtschaft, die gegenüber anderen 
Arbeitnehmern auch heute noch deutlich benachteiligt sind” (EFA 1998: 4). Probleme 
bei der Umsetzung ihrer Politik bereiten der EFA – was für die meisten anderen europäi-
schen Gewerkschaftsverbände in gleicher Weise gilt – v.a. die unzureichende finanzielle 
und personelle Ressourcenausstattung und die mangelnde Bereitschaft zur Kompetenz-
übertragung durch die (unterschiedliche Interessen und ideologische Ausrichtung vertre-
tenden) Mitgliedsverbände. Dass die EFA ihre interne und externe Handlungsfähigkeit 
in den letzten zwei Jahren deutlich steigern konnte, lässt sich nicht zuletzt auf eine deut-
liche Erhöhung der Mitgliedsbeiträge im Jahre 1998 zurückführen. 
3.2.2 Die Gruppe der landwirtschaftlichen Arbeitgeber innerhalb des Ausschusses 
der berufsständischen landwirtschaftlichen Organisationen der EU 
(GEOPA/COPA) 
                                                          
11  Die Ziele der GAP sind: a) Steigerung der Produktivität der Landwirtschaft; b) der landwirtschaftlichen Bevöl-
kerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten; c) Stabilisierung der Märkte; d) Sicherstellung der 
Versorgung; e) angemessene Preise für die Verbraucher (Art. 33 I EGV). 
12  Zur Anfang der 80er-Jahre einsetzenden Krise und Reform der GAP vgl. Rieger (1994) und Woyke (1998). 
13  Hinzu kommen nach Angaben von EFA noch 125.000 Kleinbauern, die sich dem Verband angeschlossen haben, 
so dass EFA insgesamt über rd. 1,25 Mio. zahlende Mitglieder verfügt (Stand 1998). 
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Als ursächlich für die Gründung der GEOPA/COPA (1993) muss das Maastrich-
ter Sozialabkommen und die damit verbundene Aufwertung des Sozialen Dialogs an-
gesehen werden: Die zuvor vom Wirtschaftsverband COPA mit übernommene Ver-
tretung der spezifischen Arbeitgeberinteressen14 in der Landwirtschaft wird nun allein 
von GEOPA/COPA wahrgenommen (Europäische Kommission 1996: 34). Dabei ist 
der Arbeitgebergruppe eine hohe Assoziationsfähigkeit zu bescheinigen, da sie – mit 
Ausnahme von Luxemburg – aus jedem EU-Land mindestens einen nationalen Ar-
beitgeberverband organisiert. Von der Europäischen Kommission wird 
GEOPA/COPA als sektoraler Sozialpartner anerkannt. 
In ihrer Handlungsfähigkeit und Entscheidungsautonomie ist die Gruppe jedoch 
empfindlich eingeschränkt: So kann z.B. der Vorstand von GEOPA/COPA ohne das 
ausdrückliche “placet” des Präsidiums von COPA keine wirksamen Beschlüsse fas-
sen (COPA 1993).15 Im Rahmen dieser Kontrollfunktion achtet COPA insbesondere 
darauf, dass sich die Arbeitgebergruppe stets innerhalb ihres eng definierten, sich nur 
auf die Interessenrepräsentation im offiziellen Sozialdialog beziehenden Mandats 
bewegt. Dazu zählt im weiteren Sinne auch die Teilnahme am “European Employers’ 
Network (EEN)”, einem informellen Informationsaustausch sektoraler Arbeitgeber-
organisationen (siehe hierzu Hornung-Draus 1998: 229ff).16  
3.3 Ergebnisse und Perspektiven des Sozialen Dialogs im Agrarsektor 
3.3.1 Ergebnisse des Sozialen Dialogs im Agrarsektor 
Der Soziale Dialog im Agrarsektor zählt zweifellos zu den aktivsten seiner Art. 
So verabschiedete der “Paritätische Ausschuss für die sozialen Probleme der land-
wirtschaftlichen Arbeitnehmer” bis 1998 fast 30 unverbindliche Vereinbarungen und 
Stellungnahmen. Im Mittelpunkt standen v.a. Arbeitszeitfragen, aber auch Themen 
wie Beschäftigung, berufliche Bildung, Frühverrentung, Arbeitssicherheit, soziale 
Konsequenzen der GAP-Reform oder Forstwirtschaft (Europäische Kommission 
1996: 35/199ff).17 Erwähnenswert sind in jüngster Zeit hauptsächlich ein Bericht über 
die in der EU geltenden tarifvertraglichen und gesetzlichen Bestimmungen für die 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmer (Europäische Kommission 1997) sowie das ein-
gangs erwähnte “Rahmenabkommen über die Verbesserung der entlohnten Beschäf-
tigung in der Landwirtschaft”. 
In den Augen der Kommission hat der Soziale Dialog im Agrarsektor mit dem 
Abschluss des Rahmenabkommens von 1997 “einen entscheidenden qualitativen 
                                                          
14  Die zahlreichen landwirtschaftlichen Unternehmer, die ihren Hof mit Hilfe von Familienarbeitskräften bewirt-
schaften, werden dabei nicht als Arbeitgeber gewertet. 
15  Auch die fachliche Leitung der Arbeitgebergruppe hat der Präsident von GEOPA/COPA “im Einvernehmen mit dem 
COPA-Sekretariat” zu organisieren (COPA 1993: Art. 14). Die Einzelheiten werden dabei in einem vertraulichen 
“administrativen Einvernehmensprotokoll” geregelt. 
16  Das EEN wurde 1993 von UNICE initiiert. Es basiert auf freiwilliger Teilnahme (EIRR 1993). 
17  Die Arbeitsweise war in allen PAs dieselbe: Auf den Vollsitzungen, in denen die Arbeitnehmer- und die Arbeit-
geberseite jeweils 25 Teilnehmer stellten, beschlossen die Sozialpartner über die politischen Orientierungen. Die 
Sitzungen des PA-Vorstands, dessen Vorsitz von den Verbänden wechselseitig wahrgenommen wurde, fanden 
häufiger statt und dienten der Begleitung der Arbeit der gemeinsamen Arbeitsgruppen. 
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Durchbruch erreicht. Erstmals legt ein freiwillig auf europäischer Ebene unterzeich-
neter Vertrag die wesentlichen Elemente der Arbeitsbeziehung (wie maximale Wo-
chenarbeitszeit, tägliche Ruhezeit, Pausenzeit oder Höchstdauer für Nachtarbeit) fest” 
(Europäische Kommission 1998a: 6).18 Bei der Beurteilung der Qualität und Bedeu-
tung des Rahmenabkommens wird allerdings nur allzu gerne übersehen bzw. dem 
außenstehenden Beobachter vorenthalten, dass die Verhandlungsergebnisse nur in 
sehr wenigen Ländern implementiert wurden.19 
Die Sozialpartner verzichteten überraschenderweise auf die Möglichkeit, die In-
halte des Abkommens in eine Richtlinie zu transferieren: 
 Innerhalb von EFA gab es erhebliche Meinungsverschiedenheiten sowohl über 
den Inhalt des Rahmenabkommens wie auch die angewandte Strategie: So kriti-
sierten die nordischen Verbände die Unterzeichnung einer Jahresarbeitszeitverein-
barung; in ihren Augen hätte ein Vertrag über Wochenarbeitszeiten mehr Sinn 
gemacht. Zudem wurde bemängelt, dass zwar der Vertrag von hohem historischen 
Wert sei, jedoch substantieller und verbindlicher Regelungen entbehre. An der 
Verhandlungsführung des damaligen Generalsekretärs wurde kritisiert, dass er der 
Arbeitgeberseite damit gedroht hatte, die Arbeit des PA zu boykottieren, falls diese 
nicht bereit sei, den angestrebten Vertrag zu unterschreiben.20 Zudem hatte dieser 
die Verhandlungen größtenteils einem externen Experten ohne politisches Mandat 
überlassen und die Rahmenvereinbarung ohne nochmalige Rücksprache mit der 
EFA-Exekutive paraphiert. Aufgrund der Vorkommnisse wurde der Generalsekretär 
auf dem XIV. Kongreß der EFA in Wien (1997) seines Postens enthoben. 
 Auch auf Seiten von GEOPA/COPA war das Rahmenabkommen umstritten: Die 
verbandsinternen Schwierigkeiten entzündeten sich daran, dass die großen Mit-
gliedsverbände die kleineren, d.h. mit weniger Stimmrecht ausgestatteten Verbän-
de mit ihrer Entscheidung über den Tisch zu ziehen drohten. Letztendlich konnte 
das Rahmenabkommen nur verabschiedet werden, weil es sich hierbei nicht um 
eine Kollektivvereinbarung i.e.S. gehandelt hat (für die lt. Satzung Einstimmigkeit 
erforderlich gewesen wäre), sondern “nur” um eine Rahmenvereinbarung, zu de-
ren Abschluss eine qualifizierte Mehrheit genügte. Für die Unterzeichnung der 
Vereinbarung von Seiten der GEOPA/COPA sprachen letztendlich allein politi-
sche Erwägungen: Die jahrelangen inner- und interverbandlichen Diskussionen 
sollten endlich zu einem “Ergebnis” führen. 
Die Untersuchung des Sozialen Dialogs im Agrarsektor bringt somit eine über-
raschende Erkenntnis zu Tage: Das als “Meilenstein” in der Geschichte des sektora-
                                                          
18  Es wird eine Obergrenze der Jahresarbeitszeit von 1.827 Stunden empfohlen, wobei verschiedene Umsetzungs-
wege vorgeschlagen werden und die Arbeitszeit flexibel an die jeweiligen Bedingungen angepasst werden sol-
len. Darüber hinaus werden auch Fragen der Einkommenssicherheit, des Ausgleichs von Überstunden, die The-
men Nachtarbeit sowie Mindesturlaub angesprochen und Mindestruhezeiten empfohlen 
(GEOPA/COPA//EFA/EGB 1997: 3ff). 
19  Einer mündlichen Kommissionsauskunft zufolge soll es in einigen Regionen Spaniens, in denen die landwirt-
schaftlichen Arbeitskräfte bislang nicht durch Tarifverträge geschützt waren, nun erstmals tarifliche Absicherun-
gen geben. 
20  In dieser Phase (1995) bedurfte es des ganzen diplomatischen Geschicks der Kommission, um die Sozialpartner 
wieder an einen Tisch zu bringen. Die Verhandlungen erstreckten sich insgesamt über fünf Jahre (1993-1997). 
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len Sozialen Dialogs angesehene (Eironline 1997b) und von Seiten der Kommission 
stets als “gutes Beispiel” für andere Sektoren hingestellte (Kommission 1998b: 16) 
Rahmenabkommen in der Landwirtschaft muss wesentlich differenzierter betrachtet 
werden. Nach den langen Querelen zwischen den Sozialpartnern hatte es v.a. die 
Funktion, einen Schlussstrich unter eine zweijährige interverbandliche “Eiszeit” und 
die auf beiden Seiten vorhandenen innerverbandlichen Spannungen zu ziehen. Der 
Kommission sollte zudem demonstriert werden, dass beide Organisationen durchaus 
in der Lage sind, ihre autonome Regelungskompetenz wahrzunehmen. Unter inhalt-
lich-qualitativen Gesichtspunkten ist das Verhandlungsergebnis jedoch weitgehend 
zu vernachlässigen: Der praktische Nutzen der sektoriellen Vereinbarung wird von 
beiden Sozialpartnern übereinstimmend als gering eingestuft. 
Aus Gründen der Rücksichtnahme auf die Mitgliederlogik (s. Kap. 2.2.) hüteten 
sich die Verbandsspitzen von EFA und von GEOPA/COPA bislang davor, ihre natio-
nalen Mitgliedsorganisationen zur Umsetzung der Verhandlungsergebnisse zu drän-
gen. Diese Interessenkonstellation verhinderte überdies, dass aus dem Rahmenab-
kommen der “Präzedenzfall” einer autonomen (d.h. von den Sozialpartnern initiier-
ten) Anwendung des neuen Verfahrens für den Sozialen Dialog auf der Branchenebe-
ne wurde.  
3.3.2 Perspektiven des Sozialen Dialogs im Agrarsektor 
In der Zwischenzeit ist es EFA und GEOPA/COPA gelungen, einige wichtige 
Weichen zu stellen, die für die Zukunft des Sozialen Dialogs im Agrarsektor hoffen 
lassen: 
 Es wurden eine ganze Reihe von gemeinsamen Aktionen durchgeführt, so z.B. 
1998 das “Europäische Forum über die berufliche Weiterbildung in der Landwirt-
schaft” in Straßburg oder das von der Kommission geförderte Gemeinschaftspro-
jekt Agrar-Region-Employment (ARE)21, das 1999/2000 im Zentrum der Sozial-
dialogsaktivitäten stand und aus dem ein Weißbuch der Sozialpartner zur “Be-
schäftigungssicherung durch Berufliche Bildung und Weiterbildung in der euro-
päischen Landwirtschaft” (GEOPA/EFA 2000)” hervorging. 
 Die Repräsentanten von EFA wie auch von GEOPA/COPA zeigen sich sehr daran 
interessiert, das neue Verfahren für den Sozialdialog bald auch auf der sektoralen 
Ebene anzuwenden (siehe auch Diamantopoulou 2000: 2). 
 Die zuletzt von EFA wie auch von GEOPA/COPA vorgenommenen Betragserhö-
hungen deuten darauf hin, dass die nationalen Mitgliedsverbände es zunehmend 
als wichtig erachten, die Akteursqualität ihrer supranationalen Interessenvertre-
tung zu erhöhen. 
Einen potentiellen Konflikt birgt allerdings der Anspruch der EFA in sich, 
Vertreterin aller Arbeitnehmerinteressen (also auch ihrer Produktmarktinteressen) zu 
                                                          
21  Das Ziel von ARE bestand darin, unter dem Aspekt der Beschäftigungswirksamkeit einen Überblick über die un-
terschiedlichen Ausbildungssysteme in der europäischen Landwirtschaft zu erstellen, in 6 Länderseminaren in-
novative Ansätze vor Ort zu studieren und die Projektergebnisse schließlich in einem Weißbuch zu veröffentli-
chen. 
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sein und damit eine Äquivalenzorganisation von COPA – und nicht mehr “nur” von 
GEOPA/COPA – zu sein. 
In Anbetracht der seit 1997 überwiegend positiv verlaufenen Entwicklung kann 
der europäische Soziale Dialog in der Landwirtschaft als qualitativ vergleichsweise 
“fortgeschritten” eingestuft werden. Es spricht zudem viel dafür, den sozialpartner-
schaftlichen Beziehungen im Agrarsektor eine gute Zukunftsperspektive zu bescheini-
gen: Alle wichtigen agrarpolitischen Entscheidungen werden auf der EU-Ebene getrof-
fen, die somit auch für die Sozialpartner zur (einzig) wichtigen und zentralen Steue-
rungsebene geworden ist. Hinzu kommt, dass die Sozialpartner – angesichts des von 
Arbeitnehmer- wie Arbeitgeberseite gleichermaßen als existentiell bedrohlich empfun-
denen wirtschaftlichen Kontextes – keine allzu großen Interessensgegensätze zu über-
winden haben, sondern im Gegenteil ein originäres Interesse an konkreten Ergebnissen 
des Sozialen Dialogs besitzen. Der Soziale Dialog im Agrarsektor verfügt damit zu-
mindest über ein großes Entwicklungspotential. 
4.  Der Soziale Dialog im Energiesektor 
4.1 Besonderheiten des Energiesektors 
Unter den Politiken der Gemeinschaft nimmt die Energiepolitik insofern eine 
Sonderstellung ein, als sie sich auf alle drei Gründungsverträge der EG stützt: Der 
Energieträger Kohle unterliegt dem EGKS-Vertrag, die Kernenergie dem Vertrag 
über die Europäische Atomgemeinschaft, und die übrigen Energieträger bzw. -märkte 
(Erdöl, Erdgas, Elektrizität, erneuerbare Energiequellen) werden von den allgemeinen 
Regelungen des EWG-Vertrags erfasst (Europäisches Parlament 1994: 277). Den 
planwirtschaftlich-dirigistischen und protektionistischen Komponenten in der Ener-
giepolitik von Montanunion und Atomgemeinschaft steht in den übrigen Energiebe-
reichen eine Politik gegenüber, die sich – dies gilt insbesondere nach der Verabschie-
dung der Binnenmarkt-Richtlinien Elektrizität (96/92/EG) und Gas (98/30/EG) – an 
den eher liberalen, marktwirtschaftlichen Grundsätzen des EWG-Vertrags orientiert 
(Engelhard 1994: 65). 
Ebensowenig wie es eine einheitliche europäische Energiepolitik gibt, kann von 
“dem” (einen) Sozialen Dialog im Energiesektor gesprochen werden. Sozialdialoge 
entwickelten sich bisher nur auf der Ebene einzelner Energie(teil)sektoren: Im Kohle-
sektor kam es bereits 1955 zur Einrichtung eines “Gemischten Ausschusses für die 
Harmonisierung der Arbeitsbedingungen in der Kohle”. Dieser verfügt jedoch nur 
über sehr begrenzte Kompetenzen: So gibt das Statut des Ausschusses 
(75/782/EGKS) den Sozialpartnern gar nicht die Möglichkeit, mehr als gemeinsame 
Stellungnahmen abzugeben. Sozialpartnervereinbarungen sind in diesem Rahmen 
nicht vorgesehen. Die Ergebnisse des Sozialdialogs im Kohlebereich werden damit 
von vornherein institutionell limitiert; ein Vergleich mit den Rahmenbedingungen 
und Inhalten anderer sektoraler Sozialdialoge wird dadurch deutlich erschwert. Aus 
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diesen Gründen konzentrieren wir uns im Folgenden auf den sowohl inhaltlich inte-
ressanteren als auch “verallgemeinerungsfähigeren” Bereich der Elektrizität.22 
4.2 Die Akteure des Sozialen Dialogs im Elektrizitätssektor 
4.2.1 Der Europäische Gewerkschaftsverband für den Öffentlichen Dienst (EGÖD) 
Der EGÖD wurde 1974 als “Europäischer Gewerkschaftsausschuss Öffentlicher 
Dienst” gegründet und als solcher 1978 vom EGB anerkannt (Stöckl 1986: 30). Zu 
einem handlungsfähigen Verband entwickelte sich der EGÖD jedoch erst im Verlauf 
der 90er-Jahre (dazu detailliert Fischbach-Pyttel 1997). Von der Kommission wird er 
offiziell als Sozialpartner auf der europäischen Branchenebene ausgewiesen (Kom-
mission 1998b: 24). 
1998 gehörten dem EGÖD mehr als 180 europäische Gewerkschaften mit einer 
geschätzten Gesamtzahl von 10 Mio. vertretenen Mitgliedern an. Dabei reicht die 
Verbandsdomäne des EGÖD über die EU-Grenzen hinaus und erfasst neben den 
EFTA-Staaten mittlerweile auch zahlreiche zentral- und osteuropäische Gewerk-
schaften. In der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft vertritt der EGÖD nach eigenen Ein-
schätzungen direkt oder indirekt über 50% der insgesamt knapp eine Million Beschäftig-
ten (EU 15). Ähnlich wie die EFA hat auch der EGÖD mit finanziellen und personellen 
Engpässen sowie strukturellen Problemen zu kämpfen.23 Allerdings scheint es dem Ver-
band mehr und mehr zu gelingen, seine Mitgliedsorganisationen von der Notwendigkeit 
größerer finanzieller Unterstützungsleistungen zu überzeugen.24 
4.2.2 Europäische Föderation der Bergbau-, Chemie- und Energiegewerkschaften  
(EMCEF) 
Die EMCEF ist ein bedeutendes Beispiel für die “Konzentration der Gewerk-
schaften” (Härtel 1997), die in den 90er-Jahren auf allen Ebenen zu beobachten ist: 
Ein Jahr bevor sich auf der nationalen Ebene die Gewerkschaften “Chemie-Papier-
Keramik”, “Bergbau und Energie” sowie “Leder” zur IG Bergbau, Chemie, Energie 
(IG BCE) zusammenschlossen, vereinigten sich 1996 auf der europäischen Ebene die 
Europäische Föderation der Chemiegewerkschaften (EFCG) und der Europäische 
Bergarbeiterverband (EBV) zur EMCEF. Damit sollten Synergieeffekte erzielt und 
ein Zugewinn an organisationaler “Stärke” erreicht werden (EMCEF 1996: 74). Die 
Föderation ist eine autonome Regionalorganisation innerhalb der Internationalen Fö-
deration von Chemie-, Energie-, Bergbau- und Fabrikarbeitern (ICEM), Mitglied des 
EGB und ein von der Kommission anerkannter, sektoraler Sozialpartner (Kommissi-
on 1998b: 24). 
                                                          
22  Der Gassektor steht noch an der Schwelle zur Einrichtung eines Sozialen Dialogs (ETUC 1999b). 
23  Die nationalen Mitgliedsverbände des EGÖD sind zum einen nach sehr unterschiedlichen Organisationsprinzi-
pien strukturiert (Berufs- vs. Industrieverband, Richtungs- vs. Einheitsverband), zum anderen differieren sie be-
trächtlich in ihren Verbandsdomänen sowie in ihrem Organisationsgrad (Keller/Henneberger 1997: 56). 
24  So konnten 1998 aufgrund eines freiwilligen gezahlten Extrabeitrags zwei zusätzliche Mitarbeiter eingestellt 
werden. 
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Die EMCEF vertritt eigenen Angaben zufolge über 3 Mio. Arbeiter in 28 Län-
dern und 100 nationalen Gewerkschaften (EMCEF 2000). Strukturelle Probleme er-
geben sich für den Gewerkschaftsverband v.a. durch die Vielzahl an Sektoren, für die 
er sich zuständig fühlt.25 Interessant ist, dass auch die EMCEF behauptet, die meisten 
Beschäftigten im Bereich der Elektrizität zu vertreten; hier zeichnet sich ein Konflikt 
zwischen EGÖD und EMCEF ab – sowohl hinsichtlich des “Führungsanspruchs” im 
Sozialen Dialog als auch in Bezug auf die Abgrenzung der jeweiligen Organisations-
bereiche. 
4.2.3 Die Europäische Vereinigung der Elektrizitätsversorgung (EURELECTRIC) 
Mit der 1991 erfolgten Gründung der EURELECTRIC reagierten die europäi-
schen Stromerzeuger und -verteiler auf die in der zweiten Hälfte der 80er-Jahre vom 
Ministerrat und von der Kommission angestoßene Diskussion über einen gemeinsa-
men europäischen Strommarkt: Die bereits seit 1925 bestehende Internationale Union 
der Erzeuger und Verteiler der Elektrischen Energie (UNIPEDE) hatte sich mit ihrer 
Arbeitsgruppe “EC Affairs” zuvor nicht mehr in der Lage gesehen, den gesamten Be-
reich der Diskussion mit der Gemeinschaft abzudecken.26 Konkret verfolgt 
EURELECTRIC drei Kernaktivitäten: die Umsetzung der Stromrichtlinie und ihre 
Auswirkungen, die Frage der nachhaltigen Entwicklung in der Elektrizitätswirtschaft 
und die Auswirkungen der Osterweiterung auf den Strombereich. Der “Sozialbe-
reich” zählt hingegen nicht zu den Kernbereichen der EURELECTRIC-Aktivitäten: 
Die industrielle Vereinigung nimmt zwar am European Employers’ Network (EEN) 
teil, verfügt aber über keinerlei sozialpolitisches Mandat und somit auch nicht über 
den offiziellen Status eines sektoralen Sozialpartners.27 
Mit 18 Mitgliedsorganisationen aus allen 15 EU-Ländern (Stand 1998) 
deckt EURELECTRIC nach eigenen Angaben 95 Prozent der Stromproduktion 
und -verteilung ab. Was die finanziellen und personellen Ressourcen (28 Sekretari-
atsmitarbeiter) angeht, ist EURELECTRIC in einer vergleichsweise beneidenswerten 
Lage – wenn auch der Verband stets betont, nicht die Vollfunktion eines europäi-
schen Arbeitgeberverbandes übernehmen zu können (und schon gar nicht zu wollen). 
4.3 Ergebnisse und Perspektiven des Sozialen Dialogs im Elektrizitätssektor 
4.3.1 Ergebnisse des Sozialen Dialogs im Elektrizitätssektor 
Zur Aufnahme regelmäßiger Kontakte zwischen EGÖD und EURELECTRIC 
war es 1994 gekommen; in deren Folge wurde 1995 das erste “Arbeitsprogramm” der 
                                                          
25  Die EMCEF fühlt sich für die Arbeitnehmer in den Industriezweigen Chemie, Bergbau und Steinbrüche, Zell-
stoff und Papier, Kautschuk, Glas, Keramik, Umwelt- und sonstige Dienste zuständig (EMCEF 1996: 74). 
26  In der Zwischenzeit ist wieder eine entgegengesetzte Entwicklung zu beobachten: 1997 richteten 
EURELECTRIC und UNIPEDE ein gemeinsames Sekretariat in Brüssel ein und schmolzen ihre Expertenstruk-
turen zu einer gemeinsamen zusammen (EURELECTRIC 1998: 9). Im Jahr 2000 sollen beide Organisationen 
fusionieren. 
27  Was zur Folge hat, dass EURELECTRIC nicht nach Art. 138 II, III EGVn konsultiert wird. Trotzdem hat die 
Kommission die Vereinigung in ihr Informationsnetzwerk eingebunden. 
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gemeinsamen Task Force ausgearbeitet.28 Nach der Verabschiedung eines Diskussi-
onspapiers zum Thema “Gesundheit & Sicherheit und Schulung” und dem ersten pro-
tokollierten Treffen von EGÖD und EURELECTRIC mit der Kommission (1996) 
wurde der Soziale Dialog im Elektrizitätssektor schließlich – auf Initiative des EGÖD 
– durch den Einbezug der EMCEF erweitert. Nach einem durch die Umstrukturierung 
von EURELECTRIC bedingten “Sabbatjahr” wurden 1998 neue Terms of Reference 
aufgesetzt, in denen sich die Sozialpartner entschlossen zeigten “to explore the new 
challenges facing workers and companies as a result of the restructuring of the 
electricity supply industry and to stimulate debate on issues of common interest” 
(EURELECTRIC/EPSU/EMCEF 1998: 1). Diesem Zweck sollte insbesondere ein 
gemeinsam veranstalteter Workshop Anfang 1999 in Brüssel dienen.29 In dessen Fol-
ge widmeten sich die Sozialpartner 1999 verstärkt dem Thema der Qualifizierung von 
Arbeitnehmern und starteten Anfang 2000 eine Studie zu den Auswirkungen der Li-
beralisierung des Elektrizitätssektors auf die Beschäftigung (Europäische Kommissi-
on 2000: 6). 
Anders als im Agrarsektor differieren die sozialpolitischen Interessen der Akteu-
re im Elektrizitätssektor seit Beginn ihres Sozialen Dialogs in einem zentralen Punkt: 
Angesichts der sozialen Auswirkungen der Liberalisierungspolitik (massive Arbeits-
platzverluste und gestiegener Qualifizierungsbedarf)30 wird der Dialog zwar von allen 
Beteiligten begrüßt und für notwendig erachtet; allerdings blockt EURELECTRIC 
nach wie vor jeden Vorstoß der Gewerkschaften oder der Kommission ab, den Dialog 
in irgendeiner Form verbindlich zu gestalten. 
4.3.2 Perspektiven des Sozialen Dialogs im Elektrizitätssektor 
Bei der Beurteilung der Qualität und Perspektiven des Sozialen Dialogs im 
Elektrizitätssektor muss natürlich berücksichtigt werden, dass dieser erst Mitte der 
90er-Jahre in einem von starken Deregulierungsbemühungen geprägten Umfeld ent-
standen ist. Insofern verbietet sich ein direkter Vergleich mit den in einem stark ver-
gemeinschafteten Umfeld entwickelten und 30 Jahre älteren sozialpartnerschaftlichen 
Beziehungen im Agrarsektor. Dies soll uns jedoch nicht davon abhalten, einige Ent-
wicklungen des Dialogs zwischen EGÖD, EMCEF und EURELECTRIC zu kom-
mentieren und die sich dabei abzeichnenden Tendenzen aufzuzeigen: 
 Der Soziale Dialog im Elektrizitätssektor bewegt sich nach wie vor auf der unters-
ten Entwicklungsstufe der “discussions” bzw. “best practice studies”. Dass es zwi-
schen den Sozialpartnern zu Verhandlungen, vielleicht sogar über zentrale Berei-
che der Arbeitsbeziehungen (wie Löhne oder Arbeitszeiten) kommen könnte, ist 
mehr als unwahrscheinlich: Dies steht für EURELECTRIC, die sich für einen ori-
                                                          
28  Dieses sah eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den Themen Arbeitsschutz, Berufs- und Ausbildung sowie 
Neue Technologien vor. 
29  Im Rahmen des Tagesworkshops setzten sich EGÖD, EMCEF und EURELECTRIC mit Fragen der Beschäfti-
gung, der Kundenorientierung sowie der Chancengleichheit für Männer und Frauen auseinander. 
30  Die bis Mitte der 90er-Jahre entstandenen Arbeitsplatzverluste im Energiesektor werden auf 150.000-200.000 
taxiert (Eironline 1999a). Den Energiegewerkschaften zufolge könnten in den kommenden fünf Jahren allein im 
Elektritizitätssektor 20-25% der Arbeitsplätze infolge der Liberalisierung verloren gehen (ETUC 1999a). 
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ginären Industrieverband schon relativ intensiv mit sozialpolitischen Fragestellun-
gen auseinandersetzt, jedenfalls nicht zur Debatte. Somit orientieren sich alle bis-
herigen und zukünftigen Aktivitäten der Sozialpartner an diesen Handlungsrestrik-
tionen: Im Vordergrund steht der Informationsaustausch im Rahmen von Konfe-
renzen und Seminaren und mit Hilfe von gemeinsamen, komparativen Studien. 
 Die Kommission sieht sich selbst als treibende Kraft hinter den Sozialdialogsbe-
mühungen im Elektrizitätssektor. Nach dem Geschmack von EURELECTRIC ist 
die Kommission, was das quantitative als auch das qualitative Ausmaß ihrer in-
haltlichen Vorschläge angeht, allerdings zu aktiv: Sie sorge, so EURELECTRIC, 
bei nahezu der Hälfte der Themen selbst für den “Input”. EGÖD und EMCEF kri-
tisieren die Europäische Kommission hingegen für ihr passives Verhalten bei der 
Liberalisierung des Energiesektors: Hierbei habe sie die ‘Soziale Frage’ lange Zeit 
sträflichst vernachlässigt. 
 Die Zusammenarbeit zwischen dem EGÖD und der EMCEF ist – aller Einigkeit, 
die EURELECTRIC gegenüber demonstriert wird zum Trotz – nicht frei von 
Spannungen: Als Hauptursache für die immer wiederkehrenden “atmosphärischen 
Störungen” zwischen beiden Verbänden müssen ihre organisatorischen Abgren-
zungsprobleme gelten. So konkurrieren die Sozialpartner z.T. offen um die Mit-
gliedschaft von nationalen Gewerkschaften, die sich häufig nicht eindeutig nur 
dem Organisationsbereich des EGÖD oder der EMCEF zuordnen lassen. Die ne-
gativen Auswirkungen dieser Dauerquerele auf den Sozialdialog und die z.T. ge-
meinsam vertretene Politik sind jedoch relativ gering geblieben: Eine Verständi-
gung auf gemeinsame Politiklinien wird wohl solange noch relativ problemlos ge-
lingen, wie der Soziale Dialog im Elektrizitätssektor nicht sein qualitativ beschei-
denes Entwicklungsniveau verlässt. Sollten allerdings eines Tages gemeinsam zu 
führende Sozialpartnerverhandlungen anstehen, dürfte die skizzierte Konstellation 
auf Gewerkschaftsseite diesen kaum förderlich sein. 
Angesichts der noch bevorstehenden weiteren Schritte der Öffnung der nationa-
len Elektrizitätsmärkte und der damit verbundenen Rationalisierungs- sowie Moder-
nisierungserfordernisse der Elektrizitätsunternehmen dürfte den Akteuren der Ge-
sprächsstoff nicht so schnell ausgehen. Dabei spricht vieles dafür, dass die Funktion 
des Sozialen Dialogs im Elektrizitätssektor auch weiterhin allein darin bestehen wird, 
einen institutionellen Rahmen für den Informationsaustausch zwischen den beiden 
Gewerkschaften und dem “Arbeitgeberverband” zu stellen und damit zum besseren 
gegenseitigen Verständnis der meist diametralen Positionen beizutragen. Vor dem 
Hintergrund, dass diese Stufe in vielen Sektoren noch gar nicht erreicht ist, kann in-
des von einem wichtigen ersten Schritt hin zu einer europäischen Sozialpartnerschaft 
im Elektrizitätssektor gesprochen werden. 
5.  Charakteristika und Probleme sektoraler Sozialdialoge 
Welche Schlüsse lassen sich nun aus dem rechtlichen Rahmen sektoraler Sozial-
dialoge sowie den konkreten Ergebnissen der Sektorstudien in den Bereichen Agrar 
und Energie ziehen? 
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5.1 Förderliche Faktoren 
Wir wollen im Folgenden drei Dimensionen unterscheiden, die die Einrichtung 
und die Qualität sektoraler Sozialdialoge positiv beeinflussen: den wirtschaftspoliti-
schen Kontext, die Akteursstrategien (hinsichtlich des Objektbereichs Sozialer Dia-
log) sowie das Kommissionshandeln. 
Beide Branchenuntersuchungen erhärten die These von Keller (1999: 114) und 
Sörries (1999: 217), wonach sowohl die Etablierung von Gemeinschaftskompetenzen 
als auch die Europäisierung von Wettbewerbsverhältnissen (mit ihren Folgen für die 
Produkt- und Arbeitsmärkte) jeweils positiv mit der Akteursentwicklung und -qualität 
im betroffenen Bereich korrelieren: 
 So brachte der hochgradig vergemeinschaftete Agrarsektor bereits sehr früh hand-
lungsfähige korporative Akteure hervor und verfügt seit 1963 über einen instituti-
onalisierten Sozialen Dialog, der in qualitativer Hinsicht einer der am weitest ent-
wickelten auf der Branchenebene ist. 
 Im Elektrizitätssektor führte die im Verlauf der 90er-Jahre einsetzende Liberalisie-
rung (und damit Europäisierung) der nationalen Strommärkte dazu, dass sich auf 
der Arbeitgeberseite ein – wenn auch in sozialpolitischen Fragen nur einge-
schränkt handlungsfähiger – Akteur (EURELECTRIC) konstituierte. Für die Dis-
kussion der mit der Internationalisierung verbundenen Problemlagen wurde ein in-
formeller, aber regelmäßiger Sozialer Dialog eingerichtet. 
Die Ergebnisse der Untersuchung im Energiesektor untermauern zudem eine 
These von Keller und Henneberger (1997: 75), die auch durch die Verhältnisse im 
Verkehrssektor bestätigt wurde (Keller/ Bansbach 2000): In Sektoren, die sich durch 
eine Vielzahl unterschiedlicher Branchen auszeichnen, steigen die Chancen für die 
Etablierung von Sozialen Dialogen mit der zunehmenden Dezentralisierung bzw. 
funktionalen Spezialisierung ihres Objektbereichs. So muss im Energiesektor die Ein-
richtung eines zentralen Sozialen Dialogs auf der Gesamtsektorebene angesichts der 
unterschiedlichen Interessen und divergierenden Entwicklungen in den einzelnen 
Energiebranchen mittlerweile als unrealistisch gelten. Dagegen sind die Chancen für 
institutionalisierte Sozialpartnerschaften zumindest in denjenigen Teilsektoren ge-
stiegen, in denen akute Problemlagen sowie geeignete Akteure auf Arbeitnehmer- 
und auf Arbeitgeberseite vorhanden sind (wie im Elektrizitäts- oder Gassektor31). 
Mit gewissen Einschränkungen ist auch die Europäische Kommission den “för-
derlichen Faktoren” sektoraler Sozialdialoge zuzurechnen: Dass es diese in dieser 
Form überhaupt gibt, ist im Wesentlichen ein Verdienst der Kommission, die in den 
60er-Jahren die Einrichtung Paritätischer Ausschüsse (und später auch Informeller 
Arbeitsgruppen) unterstützt und forciert hat (Kap. 2.1.). Auf der branchenübergrei-
fenden Ebene zeigte sie sich zudem für die Wiederbelebung des zentralen Sozialen 
Dialogs in Val Duchesse (1985) verantwortlich, was indirekt – über das auf einem 
gemeinsamen Vorschlag von EGB, CEEP und UNICE beruhenden Verfahren des 
                                                          
31  “Representatives of European’s gas supply industry [EGÖD, EMCEF & EUROGAS; M.B.] took the first formal 
steps towards social dialogue with a workshop on health and safety guidelines in the gas industry, held in Brus-
sels on 10 November 1999” (ETUC 1999b). 
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Maastrichter Sozialabkommens (Kap. 2.2.) – dazu geführt hat, dass sich auch die 
Handlungsmöglichkeiten der sektoralen Sozialpartner erweitert haben. 
Die Kommission nimmt in den Sozialdialogen der Sektorebene die Rolle eines 
“Schlüsselakteurs” ein: Sie unterstützt die Dialoge finanziell und logistisch, macht 
eigene Themenvorschläge (z.B. im Bereich der Elektrizität) und übernimmt gegebe-
nenfalls die Rolle des Schlichters (wie im Agrarsektor). “Die Kommission kompen-
siert die organisatorischen Schwächen der privaten Akteure, die eigenständig nicht in 
der Lage noch Willens sind, ein additives Kollektivverhandlungssystem zu etablie-
ren” (Sörries 1999: 217). 
Allerdings scheint auch die langjährige Stagnation des sektoralen Sozialen Dia-
logs haupt- und ursächlich mit dem Verhalten der Kommission zu tun zu haben: So 
ging aus den ersten beiden Kommissionsmitteilungen (Kommission 1993, 1996) noch 
nicht klar hervor, ob die Kommission die mit dem Maastrichter Sozialabkommen neu 
eingeführte Option (des Transfers von Sozialpartnervereinbarungen in Richtlinien) 
dahingehend auslegt, dass sie auch auf der Branchenebene zur Anwendung kommen 
kann. Erst in ihrer 1998er-Mitteilung zum Sozialen Dialog hat sie sich unmissver-
ständlich und positiv zu dieser Frage geäußert. Für diese zögerliche Haltung, die sich 
auch in dem Umstand äußert, dass die Kommission bislang nur äußerst selten sekt-
orale sozialpolitische Rechtsvorhaben aufgegriffen hat, gibt es maßgebliche Gründe: 
“Erstens könnte der Ausgleich sektoraler Interessen zu komplex, zu eng gefasst und 
zu widersprüchlich sein. Zweitens werden mit der Intensivierung sektoraler Aktivitä-
ten oder Sozialdialoge Abgrenzungs- und Verantwortungsschwierigkeiten innerhalb 
der Kommission virulent” (Keller/Sörries 1999a: 125).32 
5.2  Hindernisse und qualitative Einschränkungen 
Bei der Beurteilung der wichtigsten Faktoren, die weitergehende Fortschritte im 
Bereich des sektoralen Sozialen Dialogs verhindern, konzentrieren wir uns auf den 
rechtlichen Rahmen, den (potentiellen) Objektbereich von Sozialdialogsverhandlun-
gen sowie die Handlungsfähigkeit der Sozialpartner. 
Ein fundamentales Problem aller Sozialdialoge in der EU besteht darin, dass es 
auf der europäischen Ebene bereits an den rechtlichen Grundvoraussetzungen für die 
Einrichtung autonomer, “klassischer” Kollektivverhandlungen fehlt: Ohne Koaliti-
onsfreiheit und Arbeitskampfrecht sind – zumindest nach dem hiesigen Rechtsemp-
finden – konstitutive Elemente einer möglichen Tarifautonomie bzw. -hoheit auf EU-
Ebene nicht gegeben. Dass diese Einschätzung in anderen EU-Ländern (z.B. in 
Frankreich) womöglich anders ausfällt, weil das Streikrecht dort als fundamentales, 
individuelles Recht angesehen wird, ändert nichts an der grundsätzlichen Problema-
tik: “Given these differences, it is difficult to organise a transnational strike which 
does not violate at least one national legislation” (Erne 1999: 1). Darüber hinaus ist 
nicht einsichtig, weshalb nationale Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, die 
sich schon schwer genug damit tun, ihre europäischen Organisationen mit Mandaten 
                                                          
32  Zu Abgrenzungsschwierigkeiten kann es insbesondere zwischen der den Sozialdialog primär betreuenden Gene-
raldirektion (GD) V und den Fach-GDs (z.B. GD VI – Agrarpolitik oder GD XVII – Energiepolitik) kommen. 
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und Ressourcen für Verhandlungen über Gegenstandsbereiche der “qualitativen Ta-
rifpolitik” auszustatten, ausgerechnet ihre zentrale Kompetenz, die Aushandlung von 
Löhnen und Gehältern für ihre Mitglieder (“quantitative Tarifpolitik”), nach Brüssel 
transferieren sollten. 
Somit scheiden sämtliche Entgeltfragen als Gegenstand von Sozialdialogsver-
handlungen von vornherein aus: Sie könnten, da die europäischen Sozialpartner über 
kein “Drohpotential” (glaubhafte Androhung eines Arbeitskampfs) verfügen, nur 
konsensuell gelöst werden – was “ex definitione zu einem Nullsummenspiel bzw. 
zum rein distributiven bargaining führen” würde (Keller 1997a: 133). Solche Ver-
handlungen mit rein konsultativ-konsensuellem Charakter dürfen deshalb nicht mit 
Tarifverhandlungen gleichgesetzt werden (wie zuletzt von Kim 1999), sondern sind von 
diesen klar abzugrenzen: Tarifverhandlungen schließen die Existenz von Droh-
potentialen ausdrücklich mit ein und verfügen über eine unmittelbare Bindungswirkung. 
Als realistisch ist auf der europäischen Ebene maximal eine Koordinierung der 
nationalen Lohnpolitiken anzusehen. Der erste Versuch, in diese Richtung zu gehen, 
wurde bereits vom Europäischen Metallgewerkschaftsbund (EMB) unternommen: 
Nach der im Jahr 1998 erstmals verabschiedeten “Koordinationsregel” verpflichten 
sich europaweit alle Metallgewerkschaften, den “Ausgleich der Inflationsrate und 
gleichgewichtige Beteiligung der Arbeitnehmereinkommen am Produktivitäts-
zuwachs” zu einer Leitlinie ihrer Tarifpolitik zu machen (EMB 1998, Schulten/ 
Bispinck 1999).33 Indem lohnpolitische Forderungen grenzüberschreitend abgestimmt 
werden, soll eine “beggar my neighbour”-Politik einzelner nationaler Tarifpartner 
ausgeschlossen werden. 
Ob sich die für eine solche freiwillige Verpflichtungsleistung erforderliche Soli-
darität zwischen den Mitgliedsgewerkschaften herstellen lässt, erscheint aber sehr 
fraglich (Heise/Schulten 1999: 94). Selbst wenn dies gelingen sollte, bleibt die Funk-
tion des EMB allein auf den Austausch und die Vernetzung von Informationen be-
schränkt. Aus diesem Grund stufen Beobachter den Koordinierungsansatz auch eher 
als Ausweichstrategie ein – in Ermangelung eines funktionierenden Sozialdialogs 
(Sörries 1999: 102). Dabei schließen sich die beiden Strategien in keiner Weise aus 
und könnten von einem europäischen Gewerkschaftsverband auch parallel verfolgt 
werden: Vorstellbar wäre z.B., dass sich eine arbeitsteilige Kooperation ergibt, inner-
halb derer Sozialdialoge für “weiche” Sozialpolitik (wie Elternurlaub, Teilzeit-
beschäftigung, Gleichstellung), Koordinierungsansätze hingegen für “harte” Tarif-
politik (Löhne und Entgelte, Arbeitszeit) zuständig wären. 
Der Objektbereich von Sozialdialogsverhandlungen ist aber selbst bei einer Be-
schränkung auf die qualitativen Aspekte der Tarifpolitik immer noch eng begrenzt: 
“Aussicht auf Erfolg besteht allenfalls bei den Gegenständen, an denen beide Parteien 
im Sinne eines Positivsummenspiels potentielles Interesse entwickeln, die transnatio-
nale Dimensionen aufweisen und die nicht gerade als Test für die Konfliktfähigkeit 
der Akteure dienen sollten” (Keller 1997a: 135). Die empirischen Befunde im Agrar- 
                                                          
33  Eine vergleichbare Entwicklung zeichnet sich auch im Bereich Textil und Leder ab (“Collective bargaining 
coordination agreed in textiles, clothing and leather”; Eironline 1999b). 
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und Energiesektor passen sehr gut zu dieser Hypothese und lassen sich im Übrigen 
auch mühelos in die allgemeinen Tendenzen sektoraler Sozialdialoge einordnen.  
Betrachtet man die Sozialdialoge auf der europäischen Branchenebene unter 
quantitativen Gesichtspunkten, so ist – insbesondere seit Mitte der 80er Jahre – eine 
dynamische Entwicklung in Bezug auf die Anzahl der Sektoren, die einen Sozialdia-
log führen, sowie die Anzahl der in diesem Rahmen verabschiedeten Stellungnahmen 
und Empfehlungen festzustellen (Europäische Kommission 1998a: 12f): Die Anzahl 
der Sozialdialoge hat sich im Zeitraum von 1985 bis 1997 verdreifacht (von 7 auf 
23); gleichzeitig stieg die Anzahl der gemeinsamen Texte, die jährlich angenommen 
wurden, von durchschnittlich 0,7 auf 1,5 (insgesamt 38 im Jahr 1997). Fast 3/4 aller 
Sozialdialogsaktivitäten (Verhandlungen, Informationsaustausch, informelle Konsul-
tationen und gemeinsame Aktionen) wurden in den stark vergemeinschafteten bzw. 
“EU-regulierten” Bereichen Agrar, Verkehr sowie Telekommunikation registriert 
(Van den Toren 1999: 7). Generell spielt sich in den dienstleistungsorientierten Bran-
chen deutlich mehr ab als im produzierenden Gewerbe – und nach wie vor am we-
nigsten in den volkswirtschaftlich wichtigen Sektoren Metall und Chemie. 
Zu kritisieren ist jedoch die inhaltliche Dimension der gemeinsamen Texte bzw. 
die Qualität der sektoralen Sozialdialoge: “Diese Erklärungen ... blieben eher poli-
tisch-symbolisch als praktischer Art. Sie erschöpften den Kanon der Gemeinsamkei-
ten, ohne aber die hohen Erwartungen einiger Akteure, vor allem der Kommission 
und der Gewerkschaften, zu erfüllen” (Keller 1999: 112).34 Diese Aussage erweist 
sich nicht nur im Falle des Elektrizitätssektors als zutreffend, sondern beschreibt auch 
– entgegen allen (sich auf Kommissionsaussagen gründenden) Hoffnungen, hier eine 
qualitativ neue Dimension eines sektoralen Sozialdialogs anzutreffen – die Situation 
im Agrarsektor korrekt. 
Ein weiteres, grundsätzliches Problem der europäischen Branchenebene besteht 
zum einen in der finanziellen, organisatorischen und politischen Schwäche der Ge-
werkschaftsverbände (siehe Kap. 3.2. und 4.2.), noch mehr aber in der mangelnden 
institutionellen Ausstattung der Arbeitgeber: Zwar existiert eine “kaum überschauba-
re Anzahl sektoraler und branchenspezifischer Verbände”; jedoch verstehen sich die-
se in ihrer überwiegenden Mehrheit nur als Industrie- bzw. Wirtschaftsverbände ohne 
Mandat für soziale Fragen (Buda 1995: 309). Eine repräsentative Arbeitgeberorgani-
sation – oder zumindest eine Organisation, die auch Arbeitgeberinteressen repräsen-
tiert (wie EURELECTRIC) – ist aber, mag sie politisch und organisationsstrukturell 
noch so schwach sein, eine notwendige (Vor-)Bedingung für die Einrichtung eines So-
zialen Dialogs in einem Sektor. Weil es an einem solchen Verband bzw. am Willen des 
entsprechenden Verbandes, auch Arbeitsmarktinteressen zu vertreten, fehlt, ist es z.B. 
in den Bereichen “Metall” und “Öffentlicher Dienst” bis heute nicht gelungen, Sozial-
dialoge zu etablieren (Miller 1995, Keller/Henneberger 1997). 
                                                          
34  Von den gemeinsamen Stellungnahmen oder Empfehlungen beziehen sich fast die Hälfte auf Gemeinschaftsini-
tiativen im Bereich der Wirtschaftspolitik. Allerdings nimmt der Anteil der Texte mit sozialpolitischem Inhalt 
zu. 
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Die ablehnende Haltung einzelner Arbeitgeberverbände korreliert dabei mit der 
Auffassung des Dachverbandes der privaten Arbeitgeber, UNICE, dass sektorale So-
zialdialoge im Sinne von Kollektivverhandlungen überflüssig seien (Sörries 1999: 
102).35 Das von UNICE ins Leben gerufene European Employers Network (EEN) 
kann deshalb auch dahingehend interpretiert werden, dass es der Kanalisierung sekt-
oraler Politiken dient und die “soziale Kontrolle” weitergehende Fortschritte in den 
diversen Sozialdialogen verhindern soll (Keller/Sörries 1998b: 342).36 
Im Falle existierender Sozialdialoge hat sich insbesondere das auf Arbeitgeber-
verbandsseite vorherrschende Einstimmigkeitsprinzip als hinderlich erwiesen: Dieses 
setzt jedes einzelne Verbandsmitglied in die Lage, mit seiner “Voice” eine erfolgrei-
che innerverbandliche Blockadepolitik zu betreiben. 
Zusammenfassend ist die Bedeutung des sektoralen Sozialen Dialogs vor allem 
in seiner beratenden Funktion für die Kommission sowie als Gesprächsforum der eu-
ropäischen Sozialparteien zu sehen (Jacobi 1995: 268). Die Kommission kann mit 
Hilfe der institutionalisierten Dialoge ein Informationsdefizit umgehen; die folgenlo-
se Einbindung der Akteure mindert zudem den externen Beteiligungsdruck und er-
höht potentiell die Legitimität der europäischen Gesetzgebung (Sörries/Bansbach 
1999: 729). Gleichzeitig bringen Sozialdialoge als positiven und fast zwangsläufigen 
Effekt eine gegenseitige Anerkennung der Akteure mit sich und tragen somit dazu 
bei, die Akzeptanz der jeweiligen Interessen zu vertiefen (Sörries 1999: 216). 
Diese Funktionen muten vor dem Hintergrund der nationalen – und hier beson-
ders der deutschen und österreichischen – Arbeitsbeziehungen recht bescheiden an. In 
gesamteuropäischer Perspektive stellen sie aber einen wichtigen ersten Schritt auf 
dem Weg zu “europäischen Arbeitsbeziehungen” dar (auf den noch viele weitere fol-
gen müssen). Kritisch ist in diesem Zusammenhang anzumerken, dass bislang nur im 
kleinen Bereich der Hochseeschifffahrt eine bindende Sozialpartnervereinbarung zu 
verzeichnen war – und diese dazu noch ganz außergewöhnlichen Umständen ge-
schuldet war (siehe dazu Kap. 5.3). Um einen nachhaltigen sozialen Fortschritt in Eu-
ropa zu erzielen, müssen aber noch in weitaus mehr Sektoren zur Durchführung ver-
pflichtende Vereinbarungen erzielt werden. Zwar zeigt das Beispiel des zentralen, 
branchenübergreifenden Sozialdialogs, dass verbindliche Rahmenabkommen nicht 
automatisch mit großen sozialpolitischen Fortschritten gleichzusetzen sind (Kel-
ler/Sörries 1999b). Doch nur wenn der sektorale Soziale Dialog diese erste “Hürde” 
überspringt, nur wenn der Dialog der Sozialpartner bindend wird, besitzt er langfris-
tig überhaupt eine Chance, “Spuren” in der europäischen Sozialpolitiklandschaft zu 
hinterlassen. 
5.3 Spezifische Probleme bei der Anwendung des Maastrichter Sozialabkommens 
Der seit Maastricht grundsätzlich gegebenen Möglichkeit, europäische Gesetz-
gebungsverfahren durch autonom ausgehandelte Rahmenvereinbarungen zu ersetzen, 
                                                          
35  Diese Interessenausrichtung schneidet allerdings nicht alle sektoralen Interessenlagen (z.B. Bau). 
36  Diese These stützt sich bisher überwiegend auf Plausibilitätserwägungen. Weitergehende Recherchen sind in 
diesem nur sehr schwer zugänglichen Bereich erforderlich. 
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kommt auf der Sektorebene nur eine geringe Bedeutung zu: Wie wir im Falle des Ag-
rarsektors gesehen haben, ist es alles andere als eine leichte Übung für die europäi-
schen Sozialpartner, unter dem Vorzeichen der Freiwilligkeit zu einer für beide Sei-
ten inhaltlich akzeptablen Vereinbarung zu kommen. Selbst der erfolgreiche 
Abschluß eines Abkommens garantiert noch keineswegs, dass dieses auch auf der na-
tionalen Ebene implementiert wird: Im Agrarsektor haben beide Vertragsparteien – 
letztendlich aus Rücksichtnahme auf die “Mitgliederlogik” in ihrem jeweiligen Ver-
band – darauf verzichtet, die Implementierung des Rahmenabkommens von 1997 via 
Ministerratsbeschluss zu beantragen. 
Gesetzesinitiativen der Kommission, die die Sozialpartner u.U. dazu brächten, 
Sozialpartnerverhandlungen über eine autonome Regulierung des vorgeschlagenen 
Themenkomplexes aufzunehmen, werden aber wohl auf der europäischen Branchen-
ebene seltene Ausnahmen bleiben (siehe Kap. 5.1) – ganz im Gegensatz zur bran-
chenübergreifenden Ebene, wo sie immerhin dreimal einen Transfer von Sozialpart-
nervereinbarungen in europäische Richtlinien zur Folge hatten (Elternurlaub 
96/34/EG, Teilzeit 97/81/EG, befristete Beschäftigung 99/70/EG).37 Die bisher einzi-
ge Ausnahme auf Branchenebene stellt die Initiative der Kommission aus dem Jahre 
1997 dar, für die von der allgemeinen Arbeitszeitrichtlinie 93/104/EG ausgeschlosse-
nen Sektoren und Tätigkeiten (Zivilluftfahrt, Eisenbahn- und Straßenverkehr, Hoch-
see- und Binnenschifffahrt, Seefischerei, Ärzte in Ausbildung) nun ebenfalls Min-
destarbeits(zeit)bedingungen durchzusetzen. Die in diesem Zusammenhang erstmals 
erfolgte Umsetzung einer sektoriellen Sozialpartnervereinbarung im Bereich der 
Hochseeschifffahrt (Richtlinie 99/63/EG) darf jedoch keinesfalls als “Trendwende” 
verstanden werden (Keller/Bansbach 2000): Die Initiative der Kommission diente 
einzig und allein dem Zweck, eine bis dato unvollständig gebliebene, originär sektor-
übergreifende Richtlinie endlich zu komplettieren. Den Sozialpartnern in der Hoch-
seeschifffahrt war dabei von vornherein klar, dass im Falle eines Scheiterns ihrer 
freiwilligen Verhandlungen eine für alle Akteure verbindliche Richtlinie auf der Ba-
sis eines Kommissionsvorschlages gedroht hätte. Dies verdeutlicht einmal mehr, dass 
der Soziale Dialog in besonderer Weise auf die “Anschubhilfe” der Kommission an-
gewiesen ist: Bleibt diese aus, bleibt der Soziale Dialog vage und unverbindlich. 
Weitgehend unrealistisch bleibt in jedem Fall die Implementationsvariante einer 
freiwilligen Umsetzung von Rahmenabkommen “in Übereinstimmung mit den Ge-
pflogenheiten der Sozialpartner” (siehe Kap. 2.2.). Sie muss an der mangelnden 
“Kontrollfähigkeit” der europäischen Verbände scheitern: Da die Sozialpartner ge-
genüber ihren Mitgliedsverbänden nicht weisungsbefugt sind, ist die Implementie-
rung einer Sozialpartnervereinbarung auch nicht einklagbar (Weiss 1992: 12). Zudem 
bewirken die z.T. erheblichen Unterschiede zwischen den einzelnen EU-Ländern be-
züglich Tariffähigkeit, Tarifgebundenheit und Tarifvertragswirkung, dass nicht si-
chergestellt werden kann, dass die einzelnen nationalen Vereinbarungen auch densel-
                                                          
37  Bei den Kommissionsinitiativen “Europäischer Betriebsrat” (1994), “Beweislastumkehr im Falle geschlechtsbe-
dingter Diskriminierung” (1995) und “Sexuelle Belästigung” (1996) kam es zu keinen Verhandlungen zwischen 
UNICE, CEEP und EGB (zu den Gründen Sörries 1999: 75ff). Hier legte die Kommission dem Rat jeweils eige-
ne Vorschläge vor, die zu den Richtlinien 94/45/EG und 97/80/EG geführt haben. 
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ben Inhalt haben (Piazolo 1999: 160). Eine Gleichrangigkeit der beiden, in formaler 
Hinsicht gleichwertigen Implementationsvarianten des Sozialabkommens ist somit 
faktisch nicht gegeben: Nur wenn Sozialpartnervereinbarungen via Ministerratsbe-
schluss in eine Richtlinie transferiert werden, haben sie auch eine Chance, einiger-
maßen homogen und EU-weit implementiert zu werden. Womit sich der Kreis wieder 
schließt ... 
5.4 Fazit: Ein unbedeutendes Instrument? 
Handelt es sich beim sektoralen Sozialen Dialog also nur um ein unbedeutendes 
arbeits- und sozialpolitisches Instrument, dem zudem jegliche Zukunftsperspektive 
abzusprechen ist? 
Es muss in erster Linie der Versuchung widerstanden werden, nationale Maß-
stäbe zur Beurteilung der Fortschritte auf der europäischen Ebene anzulegen. So soll-
te der sektorale Soziale Dialog allein daran gemessen werden, was er maximal, d.h. 
bei vollem Ausschöpfen seiner rechtlichen und faktischen Möglichkeiten, zu leisten 
imstande ist: nämlich auf dem eng begrenzten Gebiet der qualitativen Tarifpolitik, in 
dem der europäische Rat mit qualifizierter Mehrheit entscheiden kann (s. Kap. 2.2.), 
“gehaltvolle” Sozialpartnervereinbarungen via EU-Richtlinie in nationales Recht zu 
transferieren. Anhand dieser “Messlatte” können nun die Ergebnisse der verschiede-
nen sektoralen Dialoge eingeordnet werden: Wurden die vorhandenen Handlungs-
spielräume von den Akteuren konsequent genutzt? Konnten qualitative und nachhal-
tige Verbesserungen auf sozialpolitischem Gebiet erreicht werden? 
Das maximale (Entwicklungs-)Potential ist bisher noch in keinem Sektor ausge-
schöpft worden. Der Übergang von der symbolischen Politik (der gemeinsamen, un-
verbindlichen Stellungnahmen) zur praktischen Politik (der verbindlichen Rahmen-
abkommen bzw. Richtlinien) wurde bis heute nur ein einziges Mal, beim “Sonder-
fall” Hochseeschifffahrt, vollzogen. Dass wir aber – trotz all der Unzulänglichkeiten 
und bisher noch unbefriedigenden Resultate des sektoralen Sozialen Dialogs – keine 
“leere Menge” analysiert haben, konnten wir in Kapitel 3 und 4 zeigen: Einige positi-
ve Effekte des Dialogs (unterstützt und berät die Kommission, bringt eine gegenseiti-
ge Anerkennung der Sozialpartner mit sich, vertieft die Akzeptanz der jeweiligen In-
teressen und zieht u.U. auch gemeinsame Aktionen nach sich) lassen sich jedenfalls 
nicht leugnen. Selbst in dieser – bescheidenen – Form besitzt der sektorale Soziale 
Dialog durchaus eine arbeits- und sozialpolitische Relevanz! Diese könnte er aller-
dings schnell wieder verlieren, falls die notwendigen nächsten, verbindlichen Schritte 
weiter ausbleiben sollten. 
6.  Ausblick: Neustrukturierung sektoraler Dialoge 1998/99 – Aufbruch zu 
neuen Ufern? 
Durch den Kommissionsbeschluss vom 20.5.1998 “zur Einsetzung von Aus-
schüssen für den sektoralen Dialog zur Förderung des Dialogs zwischen den Sozial-
partnern auf europäischer Ebene” (Kommission 1998b: 28) wurden die bisherigen 
Formen institutionalisierter Dialoge auf der Branchenebene, die Paritätischen Aus-
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schüsse und Informellen Arbeitsgruppen, Ende des Jahres 1998 aufgelöst: “The Joint 
Committees and informal working groups have become over-institutionalised or have 
retained operational methods which have outlived their usefulness” (COM(98) 322 
final). 
Das Hauptziel der Kommission bestand dabei in einer Vereinheitlichung der be-
stehenden Sozialdialogstrukturen bei flexiblerer und effizienterer Nutzung des In-
struments: Gemeinsam mit der Kommission sollte jeder Ausschuss seine eigenen 
Verfahrensregeln festlegen (siehe z.B. EFA//GEOPA/COPA 1999). Zur Rationalisie-
rung der Arbeitsverfahren wurden Obergrenzen bezüglich der Teilnahme (max. 40 
Personen) und der Finanzierung (max. 30 Personen) von Ausschusssitzungen einge-
führt. Die Europäische Kommission wollte sich ihrerseits darum bemühen, effiziente-
re Kanäle für einen Informationsaustausch mit allen Organisationen der Sozialpartner 
einzurichten (u.a. mit Hilfe einer interaktiven Datenbank) und jeden Sektor konse-
quent durch eine Partnerschaft zwischen der für “Beschäftigung und soziale Angele-
genheiten” zuständigen Generaldirektion V und den anderen zuständigen (Fach-)GDs 
zu unterstützen. 
In Zukunft gibt es Ausschüsse für den Sozialdialog nur noch “in jenen Sektoren, 
in denen die Sozialpartner einen gemeinsamen Antrag auf Teilnahme am Dialog auf 
europäischer Ebene stellen” (Kommission 1998b: 29). Bis Anfang 2000 sind zwei 
Dutzend Anträge gestellt worden, welche die Kommission bereits mehrheitlich ak-
zeptiert hat (Europäische Kommission 2000: 5). 
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Situation of sectoral dialogue at the beginning of 2000:
NEW STRUCTURE OLD STRUCTURES
Joint request for a New Joint Informal Non-
Sectoral Dialogue dialogue Committees Working structured
Committee Group Group
Agriculture 1 1
Banks 1 1
Civil Aviation 1 1
Cleaning 1 1
Commerce 1 1
Construction 1 1
Culture 1 1
Fisheries 1 1
Footwear 1 1
Horeca 1 1
Inland navigation 1 1
Insurance 1 1
Leather 1 1
Maritime transport 1 1
Personal services 1 1
Postal services 1 1
Private security 1 1
Railways 1 1
Road transport 1 1
Sugar 1 1
Telecommunications ? 1
Temporary work 1 1
Textiles and clothing 1 1
Wood 1 1
Local public services 1
Electricity 1 1
Graphisme 1
Media 1
24 4 9 9 6
Quellen: Kommission/DG V, mündliche Auskunft vom 20.12.99; Europäische Kommission (2000: 6)  
 
Die Sozialpartner des Agrarsektors, EFA und GEOPA/COPA gehörten mit zu 
den Ersten, die die Kommission um Einsetzung eines entsprechenden (Nachfolge-) 
Ausschusses für den Sozialen Dialog ersuchten. Es bedurfte allerdings einiger Dis-
kussionsrunden, ehe die neue “Geschäftsordnung für den Ausschuss für den sektora-
len Sozialen Dialog in der Landwirtschaft” zum 1. Juni 1999 in Kraft treten konnte. 
Als ein Ziel des zukünftigen Dialogs wurden ausdrücklich Sozialdialogs-
verhandlungen nach Artikel 138 und 139 EGV genannt.  
Die Sozialpartner der europäischen Stromwirtschaft hatten eigentlich bereits im 
Sommer 1999 die Einrichtung eines Sozialdialogsauschusses bei der Kommission be-
antragen wollen; die Abstimmungsprozesse zwischen EURELECTRIC und 
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EGÖD/EMCEF auf der einen Seite bzw. EGÖD und EMCEF auf der anderen Seite 
gestalteten sich jedoch langwierig und schwierig. Erst im Dezember 1999 konnte die 
gemeinsame Forderung an die Kommission weitergeleitet und der “Ausschuss für 
Elektrizität” als derzeit jüngster Sozialdialogsausschuss eingerichtet werden (Kom-
mission 2000: 5).  
Wird die Neustrukturierung der sektoralen Sozialdialoge nun auch bewirken, 
dass sich mittel- bis langfristig deren Qualität und Bedeutung verstärkt (Kommission 
1998b)? 
Eine gesunde Skepsis scheint hier angebracht zu sein: So zeigt eine nähere Ana-
lyse der bisher vorliegenden Anträge, dass es sich bei ihrer überwiegenden Mehrzahl 
lediglich um eine Überführung bzw. Fortsetzung alter Sozialer Dialoge handelt. Die 
gemeinsamen Initiativen der Sozialpartner dürften insgesamt eher dem kurzfristigen 
Zweck der weiteren Nutzung der finanziellen und organisatorischen Ressourcen der 
Kommission denn der Realisierung konkreter, mittel- bis langfristiger bzw. qualitativ 
anspruchsvoller Ziele gedient haben (Keller/Bansbach 2000). Jedenfalls erschließt 
sich dem Beobachter nicht von vornherein, weshalb sich die (limitierten) Interessen 
der Sozialpartner sowie einige der grundlegenden Hindernisse des sektoralen Sozialen 
Dialogs (eingeschränkter Objektbereich, mangelnde Kompetenzen und Ressourcen, 
Zurückhaltung der Kommission bzgl. Initiativen) allein durch die Vereinheitlichung 
der Dialogstrukturen positiv verändert haben sollten. 
Dass diese vorsichtig pessimistische Einschätzung nicht ganz unbegründet ist, 
zeigt sich auch darin, dass die wenigen neuen Ausschüsse v.a. in kleineren und/oder 
dienstleistungsorientierten Branchen (Leder, Kultur, personenbezogene Dienstleis-
tungen) entstanden sind, während man auf die Einrichtung von Sozialdialogen in den 
großen Sektoren Metall und Chemie noch immer vergeblich wartet. 
Schließlich muss auch nachdenklich stimmen, dass die Kommission im Fall des 
Elektrizitätssektors der Einrichtung eines Sozialdialogsausschusses zugestimmt hat, 
obwohl einer der Akteure (EURELECTRIC) nach wie vor über kein generelles sozi-
alpolitisches Mandat verfügt: Dies galt ursprünglich als eine zentrale Vorbedingung 
für die Einrichtung des neustrukturierten Gremiums und als Zeichen dafür, dass die 
Kommission das Ende der Unverbindlichkeit des sektoralen Sozialen Dialogs er-
zwingen wollte. Damit scheint es ihr jedoch (noch) nicht allzu ernst zu sein. 
Überhaupt hat die Neugliederung in einigen Sektoren zunächst mehr Probleme 
hervorgerufen, als sie lösen konnte: “Dies galt insbesondere für die Ausschüsse für 
Verkehr, Post und Telekommunikation, deren Aktivität 1999 im Anschluss an die 
Forderung seitens der Kommission, ihren Arbeitsrahmen zu ändern und insbesondere 
die europäischen Organisationen in den Mittelpunkt zu stellen, gebremst oder einge-
stellt wurde” (Kommission 2000: 5).  
Nach einem “Aufbruch zu neuen Ufern” hört sich das nicht gerade an ... 
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